
    
 

Satzung des Turn- und Sportverein 1912 e.V. 
Bad Kreuznach – Winzenheim 

 
§ 1 

Name, Sitz 
 
Der im Jahre 1912 in Winzenheim gegründete Turnverein führt den Namen „Turn- und 
Sportverein 1912 e.V. Bad Kreuznach – Winzenheim“.  
Er hat seinen Sitz in Bad Kreuznach-Winzenheim. Seine Farben sind rot-weiß. 
 
Der Verein ist Mitglied des Sportbundes Rheinhessen e.V. und des Sportbundes Rheinland-
Pfalz. 

 
Der Verein ist im Vereinsregister Bad Kreuznach eingetragen. 
 

§ 2 
Zweck, Gemeinnützigkeit 

 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitt „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die 
Förderung des Sportes und der sportlichen Jugendhilfe.  
 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 3 
Mitgliedschaft 

 
Der Verein besteht aus aktiven Mitgliedern, passiven Mitgliedern und Ehrenmitgliedern. 
 
Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Wer die Mitgliedschaft erwerben 
will, hat an den Vorstand ein schriftliches Aufnahmegesuch zu richten. Bei Minderjährigen ist 
die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. Die Aufnahme erfolgt durch den 
geschäftsführenden Vorstand. 
 
Ehrenmitglieder werden durch den Beschluss des Gesamtvorstandes ernannt. Sie genießen 
alle Rechte eines ordentlichen Mitglieds, sind jedoch beitragsfrei. 
 

§ 4 
Ende der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod, Ausschluss oder Auflösung des Vereins. 
 



    
 

Die Austrittserklärung ist schriftlich an den geschäftsführenden Vorstand zu richten. Der 
Austritt ist nur zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer Frist von sechs 
Wochen zulässig. 
 
Ein Mitglied kann nach vorheriger Anhörung vom geschäftsführenden Vorstand aus dem 
Verein ausgeschlossen werden: 
 

a) wegen Nichterfüllung satzungsmäßiger Verpflichtungen oder Missachtung von 
Anordnungen der Organe des Vereins, 

b) wegen Nichtzahlung von Beiträgen trotz Mahnung, 
c) wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder groben, 

unsportlichen Verhaltens, 
d) wegen unehrenhafter Handlung. 
 

§ 5 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
Ehrenmitglieder, aktive und passive Mitglieder haben gleiche Rechte im Verein. 
Stimmberechtigt sind alle Mitglieder vom vollendeten 16. Lebensjahr an. Jüngere Mitglieder 
können an der Mitgliederversammlung und den Abteilungsversammlungen teilnehmen. 
Als Vorstandsmitglieder sind Mitglieder vom vollendeten 18. Lebensjahr an wählbar. 

 
§ 6 

Maßregelungen 
 

Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen der Vereinsorgane 
verstoßen, können nach vorheriger Anhörung vom geschäftsführenden Vorstand folgende 
Maßnahmen verhängt werden: 
 

a) Verweis, 
b) angemessene Geldstrafe,  
c) zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und den Veranstaltungen 

des Vereins. 
 
Maßregelungen sind mit Begründung und Angabe der Rechtsmittel auszusprechen. 
 

§ 7 
Rechtsmittel 

 
Gegen eine Ablehnung der Aufnahme, gegen einen Ausschluss sowie gegen eine 
Maßregelung ist Einspruch zulässig. Dieser ist innerhalb von zwei Wochen vom Zugang des 
Bescheides an beim Vorsitzenden einzureichen. Über den Einspruch entscheidet der 
Gesamtvorstand endgültig. 
 

§ 8 
Beiträge 

 
Der Mitgliedsbeitrag sowie außerordentliche Beiträge werden von der Mitglieder-
versammlung festgelegt. 
 
 



    
 

§ 9 
Organe des Vereins 

 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

§ 9a Vorstand 
  
Der Vorstand besteht aus: 
 

a) dem ersten Vorsitzenden, 
b) dem zweiten Vorsitzenden, 
c) dem ersten Schriftführer, 
d) dem ersten Kassierer,  
e) dem vertretungsberechtigten Beisitzer 
als geschäftsführendem Vorstand und 
f) dem zweiten Schriftführer, 
g) dem zweiten Kassierer,  
h) dem Pressewart, 
i) dem Turn- und Sportwart 
 

sowie bis zu neun Beisitzern. 
 

 
 

§ 9b 
Mitgliederversammlung 

 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 
 
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Generalversammlung) findet in jedem Jahr 

statt. 
 

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von drei 
Wochen mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es 

 
a. der geschäftsführende Vorstand oder der Gesamtvorstand beschließt, 
b. ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim Vorsitzenden 

beantragt hat. 
 

4. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand durch 
Veröffentlichung in mindestens einer Tages- oder Wochenzeitung und durch Aushang. 
Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine Frist 
von zwei Wochen liegen. 

 
5. Mit der Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung ist die Tagesordnung 

mitzuteilen. 
 
6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag auf abgelehnt. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der erschienenen stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen werden. 



    
 

 
7. Die Abstimmung erfolgt mündlich, auf Wunsch eines Dritten der erschienenen 

Mitglieder jedoch geheim. 
 

 
8. Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 

Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens eine 
Woche vor der Versammlung schriftlich beim Vorsitzenden des Vereins eingegangen 
sind. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die 
Mitgliederversammlung mit einer 2/3-Mehrheit beschließt, dass sie als 
Tagesordnungspunkt aufgenommen werden. Ein Dringlichkeitsantrag auf 
Satzesänderung bedarf der Einstimmigkeit. 

 
§ 10 

Vorstandswahl 
 
Die Wahl des Vorstandes erfolgt auf zwei Jahre durch die Mitgliederversammlung. 
Alljährlich wird die Hälfte der Vorstandsmitglieder neu gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
Für ein während der Amtszeit ausscheidendes Vorstandsmitglied kann von dem Vorstand 
bis zur nächsten Generalversammlung ein anderes Mitglied eingesetzt werden. Eine 
Amtsenthebung ist durch zwei Drittel der übrigen Vorstandsmitglieder zulässig. 
 

§ 11 
Befugnisse des Vorstandes 

 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den geschäftsführenden Vorstand 
vertreten. Der geschäftsführende Vorstand ist Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Dem 
Gesamtvorstand obliegt die Geschäftsleitung, die Ausführung der Vereinsbeschlüsse und 
die Verwaltung des Vereinsvermögens. 
 
Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes und des 
Gesamtvorstandes. Der Gesamtvorstand tritt zusammen, wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert oder drei seiner Mitglieder es beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. 
 
Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes ist der Gesamtvorstand berechtigt, ein neues 
Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 
 
Zu den Aufgaben des Gesamtvorstandes gehören insbesondere die Durchführung der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 
 
Der geschäftsführende Vorstand ist für Aufgaben zuständig, die aufgrund ihrer 
Dringlichkeit einer schnellen Erledigung bedürfen. 
 
Der Gesamtvorstand ist über die Tätigkeit des geschäftsführenden Vorstandes laufend zu 
informieren. 
 
 
 
 
 



    
 

 
§ 12 

Protokollierung der Beschlüsse 
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstandes ist jeweils ein 
Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 
 

§ 13 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 14 
Geschäftsordnung 

 
Zur Durchführung der Satzung gibt sich der Verein eine Geschäftsordnung. Sie wird vom 
Gesamtvorstand mit einer 2/3-Mehrheit beschlossen. 
 

§ 15 
Kassenprüfung 

 
Die Kasse des Vereins sowie die Kassen der Abteilungen werden in jedem Jahr von zwei 
von der Mitgliederversammlung des Vereins gewählten Kassenprüfern geprüft. Die 
Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht und beantragen bei 
ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Schatzmeisters. 
 

§ 16 
Auflösung des Vereins 

 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 

2. Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es 
 

a) der Gesamtvorstand mit einer Mehrheit von 3/4 aller seiner Mitglieder 
beschlossen hat, oder 

b) von 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert 
wurde. 

 
3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von 3/4 der 
erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung ist 
namentlich vorzunehmen. Sollten bei der ersten Versammlung weniger als 50 % der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, ist eine zweite Versammlung 
einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder beschlussfähig ist. 

 



    
 

4. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen 
Zwecks fällt sein Vermögen an die Stadt Bad Kreuznach, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige sportliche Zwecke zu verwenden hat. 

 
§ 17 neu 

Vergütungen für Vereinstätigkeit 
 

Der nachfolgende Text enthält Regelungen zum Thema Vergütungen für Vereinsarbeit. Der 
Hintergrund ist die Regelung der steuerlichen Anerkennung von Spenden durch den Verzicht 
auf einen zuvor vereinbarten Aufwendungsersatz (Aufwandspende) bzw. einen sonstigen 
Anspruch (Rückspende). 
 

1. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich 1  ausgeübt. 
2. Bei Bedarf ² können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a EStG ausgeübt werden. 

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der 
Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

4. Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 
angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. Maßgeblich  
ist die Haushaltslage³. 

5. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwandentschädigungsersatzanspruch nach §670 BGB für solche Aufwendungen die 
Ihnen durch die  Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören 
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon, etc. 

6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten 
einer Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, 
nachgewiesen werden4. 

7. Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten 
Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 
 

 
Rainer Winkels        
(1. Vorsitzender)     (1. Schriftführer) 
 
 
 
 
1 Die ehrenamtlich Tätigkeit ist der Grundsatz, der auch im Gesetz (BGB + AO) enthalten ist. Auch wenn die Satzung dazu 
keine Aussage enthält, ist von ehrenamtlicher Tätigkeit auszugehen. 
 
2 Abs. 2 enthält die Ausnahme vom Ehrenamt und gestattet dem Verein auf dieser Grundlage die Organ- und 
Vereinstätigkeit- auf welcher Grundlage auch immer – zu vergüten. Es handelt sich hier also um die erforderliche 
Rechtsgrundlage, um die Gemeinnützigkeit des Vereins nicht zu gefährden. 

 
3 Abs. 4 regelt den Fall der Vergütung von Tätigkeiten, die für den Verein von Personen erbracht werden, die nicht in der 
Satzung verankert sind. 
 
4 Abs. 6 regelt den Fall des Aufwendungsersatzes, der kraft Gesetzes vor allem den ehrenamtlichen Mitarbeitern des Vereins 
zusteht. Dabei handelt es sich um die Erstattung der angefallenen Auslagen und nicht um die Vergütung des zeitlichen 
Aufwandes. 
 
 
 



    
 

Anhang zu Erläuterung 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
§ 670 Ersatz von Aufwendungen 

Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umständen nach für 
erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz verpflichtet. 
 

Einkommensteuergesetz (EStG) 
§ 3  

Steuerfrei sind  
… 
 
 
26. Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren 

nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberuflichen Pflege 
alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 
Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2 400 Euro im Jahr. 2Überschreiten die 
Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen 
Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend von § 3c nur 
insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien 
Einnahmen übersteigen; 

 
26a. Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen 

Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 
Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 720 Euro im Jahr. 2Die Steuerbefreiung ist 
ausgeschlossen, wenn für die Einnahmen aus der Tätigkeit – ganz oder teilweise – eine Steuerbefreiung nach § 3 
Nummer 12, 26 oder 26b gewährt wird. 3Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten 
den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen; 

 
26b. Aufwandsentschädigungen nach § 1835a des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit sie zusammen mit den steuerfreien 

Einnahmen im Sinne der Nummer 26 den Freibetrag nach Nummer 26 Satz 1 nicht überschreiten. 2Nummer 26 Satz 
2 gilt entsprechend; 

 


